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BESCHLUSS 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Martin ATTLMAYR, LL.M. als Einzelrichter über die 
Beschwerde von XXXX gegen die erlassene Einstweilige Verfügung nach § 382b EO des Bezirksgerichts 
Josefstadt zu 30 C 12/17, beschlossen: 
 

A) 
 

Über XXXX emeritierter Rechtsanwalt, XXXX wird gemäß § 34 Abs 2 und 3 Allgemeines 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG) in Verbindung mit § 17 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz 
(VwGVG) eine Ordnungsstrafe von EUR 500,00 (in Worten: Euro fünfhundert) verhängt, weil er sich in seinem 
als "1. Beschwerde nach Artikel 130 Absatz 1 Ziffer 2 B-VG sowie zugleich 2. Weiteres Vorbringen" 
bezeichneten Schriftsatz vom 04.08.2017 einer beleidigenden Schreibweise bedient hat. 
 

B) 
 

Die Revision ist gemäß Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

BEGRÜNDUNG: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

Mit schriftlicher, Eingabe ("1. Beschwerde nach Artikel 130 Absatz 1 Ziffer 2 B-VG mit Verbindungsantrag 
nach § 39 Absatz 2 AVG betreffs das Verfahren zu I413 2154972-1/5Z sowie zugleich 2. Weiteres Vorbringen 
im Verfahren I413 2154972-1/5Z") bekämpfte der XXXX die gegen ihn erlassene Einstweilige Verfügung nach 
§ 382b EO des Bezirksgerichts Josefstadt zu 30 C 12/17 und beantragte die Feststellung, dass das bezeichnete 
Betretungsverbot rechtswidrig erfolgt sei. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

1. Feststellungen: 
 

Diese Eingabe ("1. Beschwerde nach Artikel 130 Absatz 1 Ziffer 2 B-VG mit Verbindungsantrag nach § 39 
Absatz 2 AVG betreffs das Verfahren zu I413 2154972-1/5Z sowie zugleich 2. Weiteres Vorbringen im 
Verfahren I413 2154972-1/5Z") hatte ua folgenden Wortlaut (auszugsweise): 
 

 - "In dieselbe Schublade hochverräterischer Provokation, und zwar sowohl, was erhoffte gewaltsame 
Eskalation durch den Beschwerdeführer, um diesen ebenso gewaltsam eliminieren zu können, als auch 
was die Fortsetzung dessen sklavengleicher, ihm seit mehr als 15 Jahren abgenötigter wertvollster 
juridischer Arbeit anlangt, die etwa ein Rekurs gegen die genannte Einstweilige Verfügung in sich 
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bärge, welche im Übrigen, wie noch zu zeigen sein wird, selbstredend desgleichen Produkt des 
Hochverrats ist, und zwar entweder im strafrechtlicher Verantwortung dieser Gehirn amputierten 
Fotzenschlampe von Hochverratsnutte namens XXXX, oder aber der hinter ihr stehenden Zuhälter und 
sonstigen Hochverrats-Hurenböcke, welche sich ihrer als Werkzeug bedienen, und wohl insbesondere 
diese Dreckshurenfotze von nunmehriger Präsidentin des LG ZRS, XXXX, einschließen werden." 

 

 - "Hierher gehört auch der Hinweis auf die Bemerkung des BI XXXX in seinem E-Mail nach Wien 
(digitale Seite 23 des Konvoluts Beilage ./2) wonach der Beschwerdeführer beim Aussprechen des 
Betretungsverbots am 12. Juli 2017 einen verwirrten Eindruck gemacht habe, für welche an den Haaren 
herbeigezogene Chuzpe diese Rotznase freilich keinerlei Begründung anführt, [ ]" 

 

 - "Stattdessen erachte sich die Wiener Hurenpolizei mit XXXX für zuständig nach § 38a Absatz 6 zu 
prüfen [ ] Diese Dreckshuren versklaven hochverräterisch-unternehmerisch ganze Horden von Müttern 
und deren unmündige Kinder zu Sexzwecken, während deren Väter in die Psychiatrie getrieben werden, 
diese zu schlachtenden Schweine." 

 

 - "Gestützt wird diese infame Tolldreistigkeit dieses Lemuren-Kapitalverbrechers XXXX offenbar auf die 
Angaben meiner Frau in deren Protokoll auf digitaler Seite 56 der Beilage ./7, wo sie demnach anführt: [ 
] Die Frau des Beschwerdeführers sagt hier denn auch bloß, dass diese Schweine eine psychische 
Erkrankung festgestellt haben [ ]." 

 

 - "Das die Beziehung aufgrund einer psychischen Krankheit des Beschwerdeführers, welche nie vorlag, 
gescheitert sei, saugt sich diese Hochverratsschlampe desgleichen aus den Fingern. Wahr ist nämlich, 
dass die Beziehung eine Zäsur erlitt, weil dieses Hochverratsschwein XXXX1 (Anmerkung: FN 1 
enthält den Inhalt: "Der übrigens in selben AKH Oberarzt war, als XXXX, die hochverräterische 
Drecksratte, sein Gutachten vom 6. September 2000, Beilage 266 nach Straßburg, erstattete, mit 
welchem die Versklavung des Beschwerdeführers ihren Ausgang nahm.") sich in sie gewaltsam 
einmengte [ ]." 

 

 - "Hätte XXXX, die Dreckshure, eine ordentliche Untersuchung angestellt, hätte sie das wissen können. 
Im Übrigen geht ihre daraus konstruierte Drohung gegen die Familie des Beschwerdeführers (soweit sie 
nicht seitens XXXX, dieser Dreckshure, zum Ausdruck bringen wollte, dass sie als Geißeln gehalten 
werden) [ ]." 

 

 - "[ ] offenkundig nicht auf den Beschwerdeführer, sondern auf die hochverräterischen Umtriebe der 
Polizei und sonstiger hochverräterischer Huren im Staatsdienst bezieht, [ ]" 

 

 - "Diese Dreckshurenhochverratsfotze von angeblicher Juristen und vormalig sogar Staatsanwältin, 
XXXX, (was den Beschwerdeführer – so offenbar die Überlegung für die offenkundig gesetzwidrige 
Bestellung ihrer, Beilage ./12, nach Josefstadt – wohl einschüchtern sollte) wird gepfählt, so sie nicht 
freiwillig den Staatsdienst quittiert, um am Westbahnhof alkoholkranken Clochards den Schwanz von 
früh bis spät zu lutschen!" 

 

 - "Soweit XXXX sich auf das zuvor zierte Protokoll des Rechtspraktikanten als glaubwürdige Angaben 
der Antragsteller beruft, verletzt sie freilich auch den Unmittelbarkeitsgrundatz, diese hyper-dämliche 
Dreckshure, die offenbar nicht nur darauf abzielte, den Beschwerdeführer zu Gewalthandlungen zu 
provozieren [ 

]." 
 

 - "Das XXXX hier Drohungen als angebliche bezeichnet [ ] unterstreicht die Geisteskrankheit dieses 
Affen; [ ]" 

 

2. Beweiswürdigung: 
 

Die Feststellungen ergeben sich zweifelsfrei aus dem im Gerichtsakt eiliegenden Schriftsatz "1. Beschwerde 
nach Artikel 130 Absatz 1 Ziffer 2 B-VG mit Verbindungsantrag nach § 39 Absatz 2 AVG betreffs das 
Verfahren zu I413 2154972-1/5Z sowie zugleich 2. Weiteres Vorbringen im Verfahren I413 2154972-1/5Z". 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

Zu A) 
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Gemäß § 17 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes 
bestimmt ist, auf das Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) die 
Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie 
des IV. Teiles, und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen 
anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren 
angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte. 
 

Nach § 31 Abs 1 VwGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein 
Erkenntnis zu fällen ist. 
 

Gemäß § 34 Abs 2 AVG sind Personen, die die Amtshandlung stören oder durch ungeziemendes Benehmen den 
Anstand verletzen, zu ermahnen; bleibt die Ermahnung erfolglos, so kann ihnen nach vorausgegangener 
Androhung das Wort entzogen, ihre Entfernung verfügt und ihnen die Bestellung eines Bevollmächtigten 
aufgetragen werden oder gegen sie eine Ordnungsstrafe bis 726 Euro verhängt werden. Gemäß § 34 Abs 3 AVG 
können die gleichen Ordnungsstrafen von der Behörde – gemäß § 17 VwGVG vom Verwaltungsgericht – gegen 
Personen verhängt werden, die sich in schriftlichen Eingaben einer beleidigenden Schreibweise bedienen. 
 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes liegt eine beleidigende Schreibweise vor, wenn eine 
Eingabe ein unsachliches Vorbringen enthält, das in einer Art gehalten ist, die ein ungeziemendes Verhalten 
gegenüber der Behörde darstellt. Für die Strafbarkeit nach § 34 Abs 3 AVG reicht es aus, dass die in der 
schriftlichen Eingabe verwendete Ausdrucksweise den Mindestanforderungen des Anstands nicht gerecht 
werden und damit objektiv beleidigenden Charakter hat; auf das Vorliegen einer Beleidigungsabsicht kommt es 
hingegen nicht an. Bei der Lösung der Rechtsfrage, ob eine schriftliche Äußerung den Anstand verletzt, ist auch 
zu berücksichtigen, dass die Behörden in einer demokratischen Gesellschaft Äußerungen der Kritik, des 
Unmutes und des Vorwurfs ohne übertriebene Empfindlichkeit hinnehmen müssen (vgl VwGH 15.10.2009, Zl. 
2008/09/0344); mit der Pönalisierung der beleidigenden Schreibweise in § 34 Abs 3 AVG soll nicht die 
Möglichkeit einer Person beschnitten werden, sachlich Kritik am Vorgehen oder Verhalten eines 
Behördenorgans zu äußern. Diese Bestimmung soll erreichen, dass sich die Kritik an einer Behörde oder an 
einem ihrer Organe auf die Sache beschränkt, in einer den Mindestanforderungen des Anstandes entsprechenden 
Form vorgebracht wird und nicht Behauptungen enthält, die einer Beweisführung nicht zugänglich sind. 
 

Die Bestrafung nach dieser Gesetzesstelle wendet sich also nicht gegen den Inhalt des Vorbringens, sondern 
gegen die Form, in der dieses erfolgt. Niemand ist daran gehindert, einen Missstand, der nach seiner Meinung 
bei einer Behörde oder einem Gericht besteht, der Oberbehörde oder dem Dienstvorgesetzten zur Kenntnis zu 
bringen, damit diese Abhilfe schaffen. Er muss jedoch auch eine durchaus erforderliche und berechtigte Kritik 
sachlich und innerhalb der Grenzen des Anstands vorbringen. 
 

Ob eine Schreibweise beleidigend ist, ist nach objektiven Kriterien und nach dem Gesamtinhalt der Eingabe zu 
beurteilen, der Zweck, der mit der Eingabe verfolgt wird, ist irrelevant. 
 

Die Kritik an einer Behörde kann noch als erlaubt angesehen werden, wenn sich diese auf die Sache beschränkt, 
in einer den Mindestanforderungen des Anstandes entsprechenden Form vorgebracht wird und die Möglichkeit 
besteht, die Behauptungen zu beweisen. Bereits dadurch, dass in einem Vorbringen eine dieser drei 
Voraussetzungen fehlt, wird der Tatbestand des § 34 Abs 3 AVG erfüllt (VwGH 16.2.1999, 98/02/0271). 
 

Eine Kritik ist nur dann sachbeschränkt, wenn die Notwendigkeit dieses Vorbringens zum Zweck einer 
entsprechenden Rechtsverfolgung angenommen werden kann. Eine beleidigende Schreibweise liegt dann vor, 
wenn die Eingabe ein unsachliches Vorbringen enthält und in einer Art gehalten ist, die ein unziemliches 
Verhalten gegenüber der Behörde darstellt. Für die Erfüllung des Tatbestandes ist eine beleidigende Absicht 
nicht erforderlich. Auch die Meinung, Kritik sei durch ein vermeintliches oder tatsächlich rechtswidriges 
Handeln der Behörde berechtigt oder die Behörde habe die mit der die Ordnungsstrafe zu ahndende Äußerung 
veranlasst oder gar provoziert, rechtfertigt ebenso wenig eine beleidigende Schreibweise, wie die Überzeugung, 
die Kritik sei aus sonstigen Gründen berechtigt. 
 

Die Einhaltung der Mindestanforderungen des Anstandes ist auch von einem rechtlich nicht geschulten 
Einschreiter zu verlangen, weil es für die Einhaltung dieser Mindestanforderung keiner rechtlichen Kenntnis 
bedarf. Im gegebenen Fall handelt es sich bei XXXX um einen ehemaligen Rechtsanwalt, der aufgrund seiner 
früheren Funktion weiß bzw wissen muss, welche Mindestanforderungen des Anstandes zu erwarten sind. 
 

Im vorliegenden Fall handelt es sich um ein im Rahmen eines Beschwerdeverfahrens vor dem 
Bundesverwaltungsgericht eingebrachten Schriftsatz. 
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In diesem Schriftsatz werden die in Pkt. II. 1. getätigten Beleidigungen und Schmähungen von namentlich 
genannten Personen – es handelt sich um Organe der Polizei und der ordentlichen Gerichtsbarkeit. Die 
wiederholte Bezeichnung von Gerichtspersonen als "Gehirn amputierten Fotzenschlampe von Hochverratsnutte", 
"Dreckshurenfotze", "Dreckshurenhochverratsfotze", "hyper-dämliche Dreckshure" udgl, die Titulierung der 
Wiener Polizei als "Wiener Hurenpolizei" und eines Organwalters der Polizei als "Rotznase" sowie die 
Bezeichnung von weiteren Personen als "Hochverratsschwein" und als "Drecksratte" sind offensichtliche 
Beleidigungen und Schmähungen, die jeglichen Anstand missen lassen. Die in Verbindung mit diesen 
Beleidigungen getätigten Vorwürfe des "Hochverrats" der "Versklavung" usw sind abstrus und keinem Beweis 
zugänglich. Die Art der Abfassung des Schriftsatzes, sein – mehr als krauser – Inhalt und seine unbegründeten 
Anwürfe gegenüber Organwaltern des Staates entsprechen nicht den Mindestanforderungen des Anstandes 
entsprechenden Form. Im Gegenteil: Sie sind grob sexistisch, diffamierend und schmähend. Es liegt daher in der 
gegenständlichen Eingabe eine beleidigende Schreibweise vor. 
 

Für die Höhe der verhängten Ordnungsstrafe ist die Überlegung maßgebend, welche Strafhöhe innerhalb des 
gesetzlichen Strafrahmens eine Änderung des Fehlverhaltens der Person, die sich einer beleidigenden 
Schreibweise bedient, erwarten lässt. Im vorliegenden Fall sind die im unteren Bereich des zur Verfügung 
stehenden Strafrahmens orientierten Ordnungsstrafen jedenfalls erforderlich, um XXXX in Hinkunft von der 
Begehung gleicher oder ähnlicher Handlungen abzuhalten; dies ist deshalb der Fall, da er sich in dem in der 
Beschwerde Bezug genommenen weiteren Beschwerdesache sich ebenfalls eine anstößigen Ausdrucksweise 
bedient hat und es sich hierbei aus objektiver Sicht um ein gewohnheitsmäßiges Verhalten handelt. Zudem ist zu 
bedenken, dass XXXX ein ehemaliger Rechtsanwalt ist, der aufgrund seiner vormaligen Tätigkeit über die 
Grenzen des gerade noch nicht Anstößigen bestens Bescheid weiß. Es ist in einem solchen Fall ein strenger 
Maßstab anzulegen, weshalb die Ordnungsstrafe aufgrund der Schwere der Beleidigungen und um XXXX von 
weiteren Schmähungen und Beleidigungen in Schriftsätzen abzuhalten, ein im oberen Drittel des zulässigen 
Strafrahmens anzusetzender Betrag zu wählen war. Bei der Höhe der Ordnungsstrafen wurde die Situation des 
Beschwerdeführers berücksichtigt, sodass ihm eine Zahlung in dieser Höhe möglich ist und keine 
außerordentliche Belastung darstellt. 
 

Die Verhängung einer Ordnungsstrafe wegen beleidigender Schreibweise ist zeitlich nicht begrenzt (VwGH 
30.05.1994, 92/10/0469). 
 

Eine öffentliche mündliche Verhandlung war gemäß § 24 Abs 2 Z 1 VwGVG nicht durchzuführen. 
 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art 133 Abs 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision ist gemäß Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer 
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung 
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; 
weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 
beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden 
Rechtsfrage vor. Es liegt im gegebenen Fall eine Einzelfallbeurteilung vor, die grundsätzlich nicht reversibel ist 
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